
die Revision meint — aus „Gründen der Demokratie“ 
oder „Gründen des demokratischen Rechtes der freien 
Meinungsäußerung“. Freie Meinungsäußerung im wirk
lich demokratischen Staatswesen* darf keineswegs die 
Demokratie selbst angreifen und sie gefährden. Der 
Schutz der Demokratie und damit auch der Schutz der 
freien Meinungsäußerung erfordern vielmehr die Ver
folgung solcher Angriffe. Dieser Aufgabe muß sich die 
heutige Justiz um so mehr bewußt sein, als sie die 
historische Einsicht gewonnen hat, daß die Justiz in 
der Periode der Weimarer Republik nicht der Sache 
der Demokratie, sondern der Sache der Reaktion da
durch gedient hat, daß sie Angriffe auf die Demokratie 
im Namen der „Demokratie“, insbesondere der „freien 
Meinungsäußerung“ gestattete. Um der wirklichen 
Demokratie, der wirklichen freien Meinungsäußerung 
willen, müssen daher solche Angriffe entschieden ab
gewehrt werden. Gerade hierzu dient auch der Art. III 
A III des Abschn. II der Direktive 38.

Propaganda für den Nationalsozialismus (Abschn. II 
Art. Ill A III der Dir. 38).

OLG Dresden, Beschluß vom 12. 3.1948 — 21 Ws 8/48.
Zu Unrecht verneint die Kammer den Tatbestand 

des Art. Ill A III der Direktive 38.
Zunächst schließt der Vergleich der jetzigen Polizei 

' mit der nationalsozialistischen Polizei, dahin aus
gedrückt, daß die jetzige Polizei „schlimmer sei als die 
vorhergehende“, eine positive Einschätzung und Be
jahung der nationalsozialistischen Polizei in sich, die 
ein bedeutungsvoller und markanter Teil des national
sozialistischen Unterdrückungsapparates war. Dem
nach enthält dieser Teil der Äußerung eine Bejahung 
des Nationalsozialismus noch heute bzw. nach dem
8. Mai 1945. Sie ist als eine gewisse Verteidigung dieses 
Teiles des nationalsozialistischen Unterdrücküngs- 
apparates und damit auch als Propaganda für den 
Nationalsozialismus zu betrachten.

Die Äußerung ist zunächst auf die Untergrabung 
des Ansehens der neuen Polizei gerichtet, geht jedoch 
noch viel weiter. Denn die Untergrabung des An
sehens der neuen Volkspolizei ist ein unmittelbarer 
Angriff auf den Staatsapparat des neuen demokra
tischen Gemeinwesens und die Demokratie überhaupt.

Das Ansehen des Staatsapparates kann nicht ge
schwächt werden, ohne damit zugleich die Sicherheit 
und die Zukunft der neuen deutschen Gemeinschaft und 
des geistigen, ökonomischen und politischen Wieder
aufbaues zu gefährden. Die Sicherheit der deutschen 
Gemeinschaft beruht nicht zuletzt auf dem Vertrauen 
in ihren Staatsapparat und die neugeschaffenen demo
kratischen Institutionen und Instrumente.

Die Ausrottung der Reste des Faschismus, zu 
welcher speziell die Polizei einen wichtigen Beitrag 
leistet, und damit die Schaffung der Möglichkeit zur 
Entfaltung der Demokratie soll jene verhängnisvolle 
Fehlentwicklung verändern, zufolge welcher Deutsch
land ein Unruheherd und Werkzeug für expansio
nistische und imperialistische Entwicklungen. Agressiv- 
kriege und zuletzt für den verbrecherischen Krieg 
gegen die fortschrittlichen, friedliebenden Völker der 
Welt wurde.

Es geht also zunächst um den inneren Frieden des 
deutschen Volkes, aber weiter auch um den Frieden 
in der Welt, der dadurch gefährdet wird, daß falsche, 
tendenziöse Gerüchte über bedeutungsvolle Instrumente 
der neuen Demokratie verbreitet werden.

Dabei wird durch die Bezeichnung der Polizei als 
..kommunistische Polizei“ die Tendenz der Äußerung 
noch stärker unterstrichen, da, wie bekannt, gerade 
durch antikommunistische und antisozialistische Kam
pagnen die antidemokratischen und reaktionären Ele
mente sich bemühen, den Prozeß der Demokratisierung 
zu hemmen, wie auch der Nationalsozialismus die Be
kämpfung des Fortschritts unter derartigen Losungen 
vorgenommen hat.

Auf derselben Linie, welche die Äußerungen über 
die Polizei charakterisiert, nämlich der Linie der Un
terminierung der Demokratie, des inneren sowie des 
äußeren Friedens, liegt die Äußerung über die „heu
tigen Funktionäre“, mit der eine direkte Aufforderung 
zu Gewalttätigkeiten durch die Hinzufügung „die 
müßte man alle auf hängen“, verbunden wurde.

Diese Äußerungen in ihrer Gefährlichkeit zu über
sehen oder zu unterschätzen, würde als ein Verstoß 
gegen die demokratische Wachsamkeit angesehen 
werden müssen.

Auch ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit kann 
ein „Verbrechen“ im Sinne des Abschn. II Art. II Ziff. 1 
der Direktive 38 sein.

OLG Dresden, Urteil v. 27. 4.1948 — 21 ERKs 95/48.
Das angefochtene Urteil lehnt die Verurteilung des 

Angeklagten nach Direktive 38 Abschn. II Art. II Ziff. 1, 
wonach Hauptschuldiger ist, wer aus politischen Be
weggründen Verbrechen gegen Opfer oder Gegner des 
Nationalsozialismus begangen hat, ab mit der Be
gründung, daß der Angeklagte kein Verbrechen be
gangen und nicht aus politischen Motiven gehandelt 
habe. Mit Recht wendet sich hiergegen die Revision 
der Staatsanwaltschaft. Unter „Verbrechen“ im Sinne 
der angeführten Bestimmung sind auch die Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit im Sinne von Kontrollrats- 
gesetz Nr. 10 zu verstehen, sofern sie im einzelnen 
Falle Straftaten von ausreichendem Gewicht- sind, um 
eine Eingruppierung des Schuldigen in die Gruppe 
der Hauptverbrecher nach Direktive 38 rechtfertigen 
zu können. Das angefochtene Urteil hätte sich daher 
mit der Frage auseinandersetzen müssen, ob in dem 
Verhalten des Angeklagten in einem der in Frage 
kommenden Punkte ein Verbrechen gegen die- Mensch
lichkeit enthalten sei. Gegebenenfalls wäre darzulegen 
gewesen, aus welchen Gründen das Gericht etwa zur 
Verneinung dieser Frage gelangt ist. Auch ist aus den 
Feststellungen des Urteils nicht mit ausreichender 
Deutlichkeit zu entnehmen, inwiefern der Angeklagte 
nicht aus politischen Motiven gehandelt haben soll. 
Die Feststellungen legen vielmehr das Gegenteil nahe, 
wie in der Revisionsbegründung der Staatsanwaltschaft 
überzeugend ausgeführt ist.

In Denunziationssachen darf das Anzeigeprotokoll 
aus der Hitlerzeit im Normalfaile verlesen werden. 
Die Vernehmung des Polizeibeamten (§ 250 StPO) ist 
nur unter besonderen Umständen erforderlich.

OLG Dresden, Urteil v. 29. 6.1948 — 21 ERKs 151/48.
Die Vorschriften der deutschen Strafprozeßordnung 

sind grundsätzlich bei Aburteilungen nach Direktive 38 
anzuwenden, soweit ihre Anwendung nicht zu einer 
mit dem Geist und Zweck der Direktive im Wider
spruch stehenden Beeinträchtigung oder untragbaren 
Verzögerung der wirksamen Aburteilung national
sozialistischer Verbrecher führen würde. Dies aber 
würde der Fall sein, wenn man in den zahlreichen 
Fällen, in denen die Überführung der Angeklagten 
durch ein vorliegendes Anzeigeprotokoll aus den Jahren 
der Naziherrschaft möglich ist, jedesmal verlangen 
würde, daß der Polizeibeamte, der es unterzeichnet 
hat, als Zeuge zu vernehmen sei. Denn diese Polizei
beamten werden fast ausnahmslos inzwischen ent
lassen sein und zum großen Teil werden sie selber zu 
den Belasteten gehören. Viele von ihnen werden daher 
in der Ostzone nicht mehr aufhältlich sein, manche 
sich wohl auch in der Haft der Besatzungsmacht be
finden, so daß ihre Vernehmung nicht möglich ist. Es 
würde zu einer untragbaren Verzögerung der Recht
sprechung nach Direktive 38, deren Beschleunigung 
dringend erwünscht ist. führen, wenn in jedem nor
malen Falle erst sämtliche Möglichkeiten, den in Frage 
kommenden Polizeibeamten zwecks Zeugenvernehmung 
ausfindig zu machen, erschöpft werden müßten, bevor 
seine Vernehmung durch Verlesen des von ihm unter
schriebenen Protokolls ersetzt werden könnte. Im 
normalen Falle hat ein derartiges Protokoll eine weit
gehende natürliche Beweiskraft, die von den Beweis
regeln der StPO unabhängig ist und auf deren Ver
wertung bei der Rechtsprechung nach Befehl 201 nicht 
ohne weiteres verzichtet werden kann. Es muß viel
mehr die Verlesung des Protokolls im Normalfalle als 
zulässig und ausreichend angesehen werden. Nur in 
besonders gelagerten Fällen, in denen greifbare An
haltspunkte für eine gegenteilige Auffassung vor
handen sind, zu denen aber die vorliegende Strafsache, 
wie man aus den Feststellungen des angefochtenen 
Urteils entnehmen kann, nicht gehört, wird man auf 
die Vernehmung des Polizeibeamten,. sofern er aus
findig gemacht werden kann, nicht verzichten dürfen.
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